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Verkündet . In Sachen

am 29° Oktober 1956 der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
in Berlin;Wilmersdorf‚ Ruhrstraße 2,

Regierungsobersekretär '

als Schriftführer Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigterz‚

hat der l° Senat des Bundeeeozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 29° Oktober l956,

an der mitgewirkt haben

Präsident s c h n'e i d e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter > Dr. H a u e i s e n und

Bündeérichter P e n_q u i t t
als weitere Berufsrichter,

Bundessoziälrichter S c h e l d ’ und

Bundessozialrichter F e y
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom
28° Juni 1955 wird aufgehoben; die Klage wird

abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten"

'Von Rechts wegenol
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Die am 1888 geborene.Klägerin war von 1905 an in Bres—

lau als Angestellte tätig. Ihr Arbeitgeber entrichtete für sie

Beiträge zur Landesversicherungsanstalt (LVA) Schlesien und vom

10 Januar 1913 an zur Reichsversicherungsanstalt für Angestellte

(RfA)‚ Anfang 1959 wanderte sie nach Palästina aus° Im Mai 1955

kehrte sie in die Bundesrepublik zurück und wohnte bis zu ihrer

Übersiedlung in die Schweiz im Oktober 1954 in Konstanz am Boden—

see° Das Landesamt für Wiedergutmachung in Freiburg stellte am

500 Oktober 1953 fest, daß sie Verfolgte im Sinne des 5 1 Abs° 1
des'Gesetzes über die Behandlung der Verfolgten des Nationalso—

zialismus in der Sozialversicherung vom 22° August 1949 (WiGB1°
S„ 265) isto

Die Klägerin hatte seit April 1947 von Israel aus mehrmals die

Bewilligung von Ruhegeld beantragt. Die LVA Baden gab am 19. Sep—

tember 1953 dem Antrag vom 1° Mai 1955, also vöm Zuzug der Klä—
gerin in das Gebiet der Bundesrepublik an statt° Sie berücksich—

tigte bei der Berechnung der Rente alle reichsgesetzlichen Ver—

sicherungszeiten der Klägerin und als Wiedergutmachung der na—
tionalsozialistischen Verfolgung auch die Zeiten ihres Aufent—

halts im Ausland bis 51° Dezember 1949° Diese Rente zahlte die

Beklagte nach der Übersiedlung der Klägerin in die Schweiz wei—

ter° '

Den Antrag der Klägerin, ihr auch für die Zeit von Juli 1951 bis

April 1953 Rente zu gewähren, lehnte die LVA Rheinprovinz durch

Bescheid vom 14„ Juni 1954 ab: Auslandsrente könne nur gewährt

Werden, wenn die Voraussetzungen der 99 80dßr‘9 des Fremd- und

Auslandsrentengesetzes (FAG) vom 7„ August 1953 (BGBl° 1 8° 848)

vorlägen° Dies sei nicht der Fall} Das Sozialgericht (SG) Kon—

stanz verurteilte die Beklagte am 28„ Juni 1955, der Klägerin

Ruhegeld für die Zeit vom 15 April 1952 bis 50„ April 1955 zu

gewähren und ließ die Berufung zu: Nach 5 8 Abs° l Nr° 2 a FAG

bestehe dann Anspruch auf Auslandsrente, Wenn die Versicherungs—

zeiten im Bundesgebiet oder im Land Berlin zurückgelegt worden

seien° Ob dies zutreffe„ beurteile sich entgegen dem Gesetzes—
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wortlaut nicht nach dem Sitz des Versicherungsträgers, zu

dem Beiträge entrichtet worden seien, sondern nach dem Be—

schäftiguhgsort des Versicherten, von dem aus die Beitrags—

zahlung erfolgt sei. Da die Klägerin immer in Breslau ge—
arbeitet habe, könne sie ihren Anspruch auf diese Vorschrift

nicht stützen. Ihr AnSpruch sei auch nicht nach 5 8 Abs. 1

Nr. 2b) aa) FAG begründet, weil die Klägerin niemals im

Bundesgebiet oder im Land Berlin pflicht— oder freiwillig

versichert gewesen sei° Es seien jedoch die Voraussetzun-

gen des 5 8 Abs. 1 Nr..2b) bb) erfüllt, wonach eine Aus—

landsrente auch aus Versicherungszéiten außerhalb des Bun—

desgebiets oder des Landes Berlin zu gewähren sei, wenn.

diese Zeiten in einer Leistung berücksichtigt seien, die

ein Versicherungsträger_im Bundesgebiet oder im Land Ber-

_lin festgestellt habe. Die LVA Baden habe die von der Klä—,
gérin in Breslau zurückgelegten Versicherungszeiten in

ihrem Rehtenbescheid vom 19. September 1953 berücksich—
tigt; daß dieser Bescheid erst nach dem Auslandsaufent—

halt der Klägerin ergangen sei, sei unbeschtlich° Da ihr

Anspruch durch das FAG entstanden und dieses am l° April
l952 in Kraft getreten sei, könne ihr die Rente jedoch

erst von diesem Tag an zugesprochen werden.

Die Beklagte legte gegen das ihr am 13. Juli 1955 zuge—

stellte Urteil des SG am 9° August 1955 mit schriftlicher

Einwilligung der Klägerin Spruhgrevision ein. Sie bean—
tragte, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweisen. Am 31. August 1955 begründete sie die Révié

sion: Die Auslegung des SG zu 5 8 Abs„ 1 Nr. 2a FAG sei
richtig, zumal es nach @ 14 Abs. 1 Nr. la FAG bei der
Erstattung von Renten durch den Bund auch nicht auf den

Sitz des Versicherungsträgers, zu dem die Beiträge ent—

richtet worden seien, sondern auf den Aufenthaltsort des

Versicherten ankomme.Das SGhabe aber % 8 Abs. 1 Nr. 2b)
bb) FAG falsch ausgelegt. Nach dem Grundgedanken des FAG
bestehe eine Leistungsverpflichtung ins Ausland nur aus

Versicherungszeiten, die in einem irgendwie gearteten

Zusammenhang mit den Bundesgebiet oder dem Land Berlin
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ständen° Dieser Zusammenhang werde in der genannten Vorschrift

erst durch den Bentenbescheid hergestellt. Daher könne in diesem

Fall eine Auslandsrente nicht für die Zeiten gewährt werden, die

vor dem Zeitpunkt liegen, in dem nach dem Rentenbescheid die Ren—

te beginne° Da die LVA Baden in ihrem Bescheid vom 19° Septem—

ber 1953 den Rentenbeginn auf den l° Mai 1953 festgesetzt habe

und die Klägerin Auslandsrente für die Zeit vor dem l„ Mai 1953

verlange3 sei ihr Anspruch auch nach dieser Vorschrift unbe—

gründet° Er werde auch nicht durch © 9 FAG gestützt, denn diese
Vorschrift betreffe nur eine Kannleistung‚ die u.a„ davon ab-

hängig sei; daß die Bundesrepublik_in dem Staat, in welchem sich

der Versicherte aufhalte, amtlich vertreten sei° Dassei in Is—

rael, wo die Klägerin bis zu ihrer Rückkehr in die Bundesrepu—

blik gewohnt habe, nicht der Fall°

Die Klägerin beantragte die Revision zurückzuweisen:

Ihr Anspruch auf Auslandsrente sei schon nach @ 8 Abs° 1 Nr" 2a
begründet. Sie habe Versicherungszeiten im Land Berlin zurückge—

legt, weil sie Beiträge an einen Versicherungsträger in Berlin

entrichtet habe° Diese Beiträge seien zumindest teilweise im Ge-'

biet der heutigen Bundesrepublik und in West—Berlin angelegt

worden‚ Aus 5 14 Abs° 1 Nr„ la FAG könne für die Auslegung des
@ 8 FAG nichts hergeleitet werden° @ 14 beziehe sich nur auf das

Innenverhältnie zwischen dem Versicherungsträger und dem Bund°
Ihr Anspruch auf Auslandsrente sei auch nach @ 8 Abs„ 1 Nr. 2b)

bb) begründet° Insoweit seien die Ausführungen des SG zutref—

fend„ Die Einwendungen der Beklagten hiergegen seien mit dem

Gesetzeswortlaut nicht vereinbar„ Es müsse auch noch berücksich—’

tigt werden, daß sie Verfolgte im Sinne des Gesetzes vom 22° Au—

gust 1949 sei° Nach 5 6 dieses Gesetzes bestehe ihr gegenüber

eine Nachzahlungspflichto

‘II„

Die Sprungrevision ist statthaft, form— und fristgerecht einge-

legt und begründet (55 161, 164 SGG)° Sie ist daher ÄEÄEEEÄE
(@ 169 SGG)„
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Die Sprungrévision ist auch begründet°

Die Klägerin hat vor dem SG den Antrag gestellt, die Beklagte

zu verurteilen, ihr das Ruhegeld auch für die Zeit vom Juli

1951 bis April 1955 zu bewilligen, Das SG hat ihrem Antrag

vom l° April 1952 an stattgegebeno Da gegen seine Entschei—

dung die Beklagte, nicht aber die Klägerin Sprungrevision

eingelegt hat, hat das Bundessozialgericht (BSG) nur zu prüfen,

ob der Klägerin vöm 1, April 1952 bis 30° April 1955 Ruhe-

geld zusteht° ‘

III°

Die Klägerin hat für diese Zeit keinen Anspruch auf Ruhegeld.

Es liegen bei ihr zwar bereits vom 10 April 1952 an die allge—

meinen Voraussetzungen für.dae Ruhegeld — Berufsunfähigkeit,

Erfüllung der Wartezeit und Erhaltung der Anwartschaft — vor„

Es fehlen aber die besonderen Anspruchsvoraussetzungen für

eine Leistung ins Ausland°

Mit dem Land Israel; in dem sich die Klägerin bis zu ihrer

Rückkehr in die Bundesrepublik aufhielt, besteht kein Abkom-

—menüber SozialVersicherung„ Mit der Schweiz, in der sich

die Klägerin seit Oktober 1954 aufhält, besteht zwar ein

Abkommen über Sozialversicherung (Gesetz über das Abkommen

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der schweizeri—

schen Eidgenossenschaft über Sozialvérsicherung nebst

Schlußprotokoll vom 16.7„1951‚ BGBl. II s. 145)‚ Dieses re—
gelt aber keine Ansprüche für Zeiträume vor dem Zuzug eines

Nichtschweizers in die Schweiz° Der Anspruch der Klägerin

fällt auch nicht unter andere internationale Abkommen° Er

richtet sich daher ausschließlich nach dem FAG und den

allgemeinen Vorschriften über das Ruhcn von Renten bei
Aufenthalt im Ausland°

Das FAGunterscheidet in @8 Abs° 1 Nr, 2 für die Renten—
versicherung zwei Gruppen von Versicherungszeiten, aus denen
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Leistungen in das Ausland zu gewähren sind:

a) Versicherungszeiten, die im Bundesgebiet oder im Land

Berlin zurückgelegt worden sind° Aus ihnen sind ohne

weiteres Leistungen in das Ausland zu gewähren, soweit

‚
nicht etwa die Vorschriften über das Ruben von Renten, die

für politische Flüchtlinge besondere Erleichterungen enthalten,

entgegenstehen (@@8 Abs. 1 Nr. 2a und Abs. 3 FAG, 1281, 1282
RVG, 40 Abs° l AVG)° '

b) Versicherungszeiten, die in der reichsgesetzlichen7■enten—*

versicherung außerhalb des Bundesgebiets oder des Landes

Berlin zurückgelegt worden sind. Für Leistungen aus solchen

Versicherungszeiten stellt das FAG noch besondere Voraussetzun—

gen auf (5 8 Abs. 1 Nr. 2b FAG); auch hier gelten die allge—
meinen Vorschriften über das Ruben von Renten mit der Erleich—

terung für politische Flüchtlinge°

l.)Zu a) ist festzustellen: Nach @8 Abs. 1 Nr. 2a FAGsind die
Versicherungszeiten dann im Bundesgebiet oder im Land Berlin

zurückgelegt, wenn der Versicherte Eeijrägg zu einem in diesen
Gebieten gelegenen Versicherungsbäger entrichtet hat. Die Frage,

ob es sich um Versicherungszeiten innerhalb oder außerhalb des

Bundesgebiets oder des Landes Berlin handelt, beurteilt sich

demnach nicht nach dem ägsghäjtiggngsgrt des Versicherte■‚von

dem aus die Beitragszahlung erfolgt ist, sdndern nach dem 5333

ÄEE_YQEEÄQÄSSEEEEÄEEEQIä‚ zu dem die Beiträge entrichtet werden

sind (ebenso die Begründung des 2° Halbsatzes des © 8 Abs. 1

Nr. 2a FAG durch den Ausschuß für Sozialpolitik, der ihn vorge—

schlagen hat, im Nachtrag zu seinem schriftlichen Bericht über
_den Entwurf eines Fremd— und Auslandsrentengesetzes vom 5.6„1953

S. 3, Verhandlungen des Deutschen Bundestags l° Wahlperiode

1949 Anlagen-Band 24 Drs„Nr. 4449; Koch—Hartmann—v.Altrock—Fürst,

Das Angestelltenversicherungsgesetz,_2. Aufl° S. 380e; Ludwig in

Arbeit und Sozialpolitik 1954 3° 544 ff; a.A. Hoernigk—Jahn-

Wickenhagen, Komm.z‚Fremd— und Auslandsrentengesetz, @ 8 Anm. 13;

Verbands—Komm.z.RVo4.u.5° Buch, 5. Aufl„ 9 8 FAGAnm. 7), Dies
entspricht auch dem Grundgedanken des Auslandsrentenrechts im

FAG, nach dem die Sozialversicherung in der Bundesrepublik und
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im Land Berlin nur insoweit mit Auslandsverpflichtungen aus

der früheren gesamtstaatlichen deutschen Sozialversicherung

belastet werden soll‚ als während der Dauer des Versiche—

rungsverhältnisses ein Zusammenhang mit dem Bundesgebiet

oder dem Land Berlin bestanden hat (vgl° die Begründung.

der Bundesregierung zu AbsChn° II des Entwurfs eines Fremd—

und Auslandsrentengeset2es, Verhandlungen des Deutschen Bun—

destags 1„ Wahlperiode 1949 rAnlagen—Band 22 Drs.Nr° 4201

So 20)° Es ist durchaus sinnvoll, diesen Zusammenhang auf

den Sitz des Versicherungsträgers abzustellen, zu dem die

Beiträge entrichtet werden sind° Die Vorschrift des 5 14
Abs° l Nr° la FAG, die auf den früheren Aufenthaltsort

des Versicherten Bezug nimmt, steht diesem Ergebnis nicht
entgegen° Sie regelt nur die Aufbringung der Mittel für

die Fremdrenten, während @ 8_Abs° 1 Nr, 2a FAG die Voraus—
setzungen des Anspruchs auf Auslandsrente festlegt° Der

von der Beklagten und von
Hoernigk—Jahn—Wickenhagen

(a.a„0„) angenommene enge Zusammenhang zwischen diesen

beiden Vorschriften besteht daher nicht° '

Die Klägerin hat ihre Beiträge zur LVA Schlesien und zur

RfA entrichtet° Dies sind keine Versicherungsträger im Bun—

desgebiet oder im Land Berlin° Die LVA Schlesien hat außer—

halb dieser Gebiete gelegen° Die RfA hat zwar ihren Sitz

in Berlin gehabt° Sie ist aber deshalb kein Versicherungs—
träger im Land Berlin, weil sie nach Kriegsende stillge—

legt und später aufgelöst worden ist und eine Identität

zwischen ihr und der Bundesversicherungsanstalt für Änge+

stellte nicht besteht„ Die Vorschrift des @8 Abs, 1
Nr, 2a FAGsetzt nämlich voraus, daßder Versicherungs—
träger, an den vor dem 8° Mai 1945 Beiträge entrichtet

werden sind, identisch ist mit einem Versicherungsträger,‘

der jetzt im Bundesgebiet oder im Land Berlin seinen Sitz

hat — z„B. die Seekasse oder die.Landesversicherungsan—

stalten in den Ländern der Bundesrepublik —‚ Dies folgt

daraus, daß sie nur von Beiträgen an "Versicherungsträ—

ger im Bundesgebiet oder im Land Berlin", nicht aber

von Beiträgen an stillgelegte oder nicht mehr bestehen—

de Versicherungsträger spricht, obwohl das BAG diese Ab—

grenzung sonst vornimmt (vgl° @@1 Abs, 2 Nr. 1, 9 Abs° l
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FAG)° Außerdem erwähnt sie nur die Versicherungeträger im "Land"
Berlin9 das erst nach Kriegsende entstanden ist, nicht aber die

Versicherungstäger in der ehemaligen Reichshauptstadt Berlin°

Die Beiträge an die RfA begründen demnach keine "Versicherungs—

zeiten im Land Berlin"° Aus ihnen kann, falls nicht die Voraus—

setzungen des © 8 Abs° 1 Nr, 29 FAG vorliegen, bei Auslandsauf—

enthalt nur eine Ersatzleistung nach 5 9 FAG gewährt werden
(vgl. die Begründung der Bundesregierung zu @ 9 Abs° 1 des Ent—

wurfs eines Fremd— und Auslandsrentengesetzes a.a.0. S. 2l)°

2„)Zu b) ist festzustellen: Die Klägerin kann das Ruhegeld für die

V
streitige Zeit auch nicht nach 5 8 Abs° 1 Nr„ 2p_FAGbe—

anspruchen° Danach haben Personen aus reichsgesetzlichen Ver—_

sicherungszeiten gußerhalb des Bundesgebiets und des Landes

Berlin dann Anspruch auf Auslandsrente, wenn sie während ihrer

Zugehörigkeit zu den deutschen Bentenversicherungan zuletzt im

‘Bundesgebiet oder im "Land Berlin" pflichtversichert oder dort

HES£WÄBESQÄpflicht— oder freiwillig versichert waren (Buchst°

aa)„ Dies ist bei der Klägerin nicht der Fall. Sie war nur
bei der LVA Schlesien und bei der RfA versicherto Ein Anspruch

auf Auslandsrenté besteht nach dieser Vorschrift ferner dann,

wenn die genannten Versicherungszeiten in einer Leistung be—

rücksichtigt sind oder werden9 die von einem Versicherungsträger

im Bundesgebiet oder im Land Berlin rechtskräftig festgestellt

worden ist oder wird (Buéhst° bb)° Hier besteht —anders als
in @ 8 Abs° l Nr° 2a und Nr„.2b) aa)

— der bereits erwähnte

und notwendige Zusammenhang des Versicherungsverhältnisses mit

dem Bundesgebiet oder dem Land Berlin (vgl„ die Ausführungen

unter l„) nicht schon auf Grund der*Versicherung° Er wird erst

durch die Anerkennung der außerhalb des Bundesgebietes und des

Landes Berlin zurückgelegten reichsgesetzlichen Versicherungs—

zeiten in dem Rentenbescheid eines Versicherungsträgers im.Bun_

desgebiet oder im Land Berlin hergestellt„ Dieser Zusammenhang

ist nach dem Grundgedanken des Auslandsrentenrechts im FAG 395;

-ein Anspruch auf Auslandsrente erst von dem Zeitpunkt an, von

dem an der Rentenbescheid die reichsgesetzlichen Versicherungs—

zeiten außerhalb des Bundesgebiets oder des Landes Berlin be—

rücksichtigt° Die LVA hat in ihrem Bescheid v0m 19. September
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1953 der Klägerin eine Fremdrente vom 10 Mai 1953 an gewährt°

Sie hat deren Versicherungszeiten bei der LVA Schlesien und

bei der BfA also erst von diesem Zeitpunkt an berücksichtigt„

Die Klägerin kann daher für die Zeit 222222 keine Auslandsrehte

beanspruchen° Diesem Ergebnis steht der Wortlaut des @8 Abs° 1
Nr‚ 2b bb) FAG nicht entgegen' Die Fassung "Versicherungszeiten
in einer Leistung berücksichtigt ging und werden, die ;‚o

rechtskräftig festgestellt yordgn_igt oder 3339" trägt ledig—

lich dem Umstand Rechnung, daß außerhalb des Bundesgebiets

und des Landes Berlin zurückgelegte Versicherungszeiten so—

wohl 395 der Verkündung des FAG auf Grund der Flüchtlings— >

rentengesetze der Länder in Fremdrentenbescheiden berücksich-

tigt worden sind als auch nagh der Verkündung des FAG auf Grund

der Vorschriften des FAG noch berücksichtigt werden°

IV°

Das BSG darf nicht nachprüfen, ob bei der Klägerin die Voraus—

setzungen für eine Ersatzleistung nach 5 9 FAG vorliegen° Hier-

bei handelt es sich um eine Kannleistung, über die das Gericht

nur dann entscheiden darf, wenn ein Vorverfahren stattgefunden

hat und gegen den Widerspruchsbescheid Klägg erhoben werden

ist (@ 79 Nr° l-SGG)° Eine solche Klage ist nicht erhoben wor-
den° Die Klägerin hat auch im Revisionsverfahren eine Nachprü-

fung insoweit nicht verlangto

V°

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Ruhegeld nach @ 6 des Ge—

setzes über die ‚Behandlung der Verfolgten des Nationälsozialis-

mus in der Sozialversioherung vom 22° August 1949" Danach hat

der zuständige Versicherungsträger einem Versicherten das Ruhe—

geld dann nadzuzahlen, wenn er nachweislich in der Zeit vom
'

300 Januar 1933 bis 8° Mai 1945 wegen seiner politischen Hal—

tung, seines Glaubens, seiner Weltanschauung oder Rasse ins

Ausland geflüchtet ist und die Rente ihm aus diesen Gründen

durch Maßnahmen einer Dienststelle des Reichs, eines Landes,

einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts oder

der NSDAP vorenthalten wurde. Die Klägerin ist zwar Verfolgte
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im Sinne dieses Gesetzes, es ist ihr aber nicht durch eine Maß—

nahme der in dieser Vorschrift genannten Dienststellen Ruhegeld

vorenthalten werden, denn sie hat bis zum 8° Mai 1945 noch gar
keinen Anspruch auf Ruhegeld gehabt° Die Klägerin hat auf Grund

ihrer Verfolgung nur Anspruch auf Anrechnung ihres Auslandsauf—

enthalts bis 31° Dezember 1949 auf die Wärtezeit, die Anwart—

schaft und auf die Rentenhöhe (55 5, 4 des Gesetzes vom 2280
1949, 17 Abs° 5 FAG); diesem Anspruch hat der Bescheid der LVA

Baden vom 19,° September 1955 in vollem Umfang Rechnung getragen°

VI„

Die Beklagte schuldet demnach unter keinem rechtlichen Gesichts—

punkt die von der Klägerin beanspruchte Rente° Ihre Revision ist

daher begründet, das Urteil des SG aufzuheben und die Klage ab—

zuweisen°

Außergerichtliché Kosten sind nicht zu erstatten°
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